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Gewerbſteuerkapital , 36938 6665 Mk . Einkommenſteueranſchlag und

274904 720 Mk . Rentenſteuerkapital .

Dieſe Ziffern weiſen deutlicher , als die umfaſſendſte Darlegung
es vermöchte , nach, welch großen Aufſchwung die Haupt - und Reſi⸗

denzſtadt Karlsruhe vom Jahre 1876 bis zum Schluſſe des 19 . Jahr -

hunderts genommen hat .

Die Veräehrsverhältniſſe .

Eiſenbahnen , Dampfbahnen , Pferde - und elektriſche

Bahnen .

Die rieſige Entwicklung der Stadt Karlsruhe in dem letzten
Viertel des 19 . Jahrhunderts hinſichtlich des Verkehrs bedingte einer —

ſeits vollkommen neue Einrichtungen im Verkehrsbetrieb , andererſeits

mehr oder weniger ausgedehnte Vergrößerungen und Verbeſſerungen
der ſchon beſtehenden Verkehrsmittel . Der in den 1870er Jahren

eifrigſt angeregte und auf die verſchiedenartigſte Weiſe projektierte Bau

einer Bahn von Durlach über Bretten nach Eppingen ! )
erhielt am 29 . Juli 1876 ſeine definitive Konzeſſion . Dabei trat

die Stadt Karlsruhe als Unternehmerin auf ; das Kapital von

12 Millionen Mark aber wurde zu 4½ vom Staat , der den

Betrieb übernahm , verzinſt . Die Frankfurter Firma Holzmann & Co .

und der Bauunternehmer Kögler aus Bretten wurden mit der Aus —

führung des Baues betraut . Im Auguſt 1880 konnte endlich die

feierliche Eröffnung der Bahnſtrecke ſtattfinden . Für Karlsruhe war

die Erbauung dieſer Bahn von Wichtigkeit ; denn die Stadt hätte ,
falls dieſe Bahnſtrecke nicht erbaut worden wäre , als Verkehrsplatz
ſowohl , wie auch als Eigentümerin der Maxauer Bahn entſchieden ver —

loren , da ſie bei dem Verkehr zwiſchen der Pfalz und Württemberg
durch die Germersheimer Bahn alsbald nach deren Eröffnung zum

größten Teil umgangen worden wäre . Ferner war dadurch die Ver —

) Vgl . oben S . 365 .



bindung mit ſehr wohlhabenden Gegenden hergeſtellt und ein kürzerer
Verkehrsweg nach Würzburg , Mühlacker —Stuttgart , Heilbronn und

Nürnberg geſchaffen .

Nachdem im März 1881 der Stadtrat , auf Grund eingeholter
Gutachten der Handelskammer und des Gewerbevereins , in Überein —

ſtimmung mit denſelben beſchloſſen hatte , der Großh . Oberdirektion

zu berichten , daß der Bau der projektierten Straßenbahn Karls —

ruhe —Durlach als ein ſowohl im Intereſſe der Stadt , wie auch
in dem von deren öſtlichen Umgebung wünſchenswertes Unternehmen
zu bezeichnen ſei, nahm er die darauf erfolgten Konzeſſionsbedingungen
ohne Einwendung an , erklärte ſich außerdem bereit , den zur Errichtung

eines Wartepavillons erforderlichen Platz vor dem Durlachertor pacht —
weiſe dem betreffenden Unternehmer zu überlaſſen und vertrat die

Anſicht , daß es vorteilhaft und im Intereſſe des Publikums ſei, wenn

die Pferdebahn und die projektierte Dampfbahn in einer Hand ſich
befänden . Die Konzeſſion zur Anlage der Bahn wurde dann auch
dem Privatier Chriſtian Hoeck , der den Pferdebahnbetrieb in der Stadt

hatte , erteilt . Der nördliche Seitenweg der Karlsruhe —Durlacher
Landſtraße wurde als Bahnkörper genommen . Am 17 . Juli 1881

ging die Eröffnung der neuen Linie vor ſich. Die Geſamtlänge der

Bahn betrug jetzt 14 Kilometer . Das Aktienkapital der dieſen Bahn⸗
betrieb führenden Geſellſchaft wurde auf 550000 Mk . feſtgeſetzt .
Davon befanden ſich gleich zu Beginn für 200000 Mk . Aktien in

feſten Händen , während die weiteren 350000 Mk . in 700 Aktien

à 500 Mk . von der Vereinsbank in Berlin zur Subſkription zum

Kurſe von 105 plus 4 % Stückzinſen aufgelegt wurden . Zum Ver⸗

kehr auf der Bahn wurden kleine , von der Karlsruher Maſchinen⸗
fabrik erſtellte Lokomotiven , an welche ſich mindeſtens 4 Wagen an⸗

hängen ließen , genommen . Der Fahrpreis vom Durlachertor bis

Durlach betrug an Werktagen 10 Pf . und an den Sonntagen 15 Pf .
Abends und morgens wurden Arbeiterzüge eingelegt . Die Züge hatten
von einer halben Stunde zur andern zu fahren . An der feierlichen
Eröffnungsfahrt nahmen der Generaldirektor der bad . Staatseiſen⸗
bahnen Eiſenlohr , Bürgermeiſter Schnetzler , mehrere Mitglieder des

Stadtrats , die Direktoren und Ingenieure der Bahn , Vertreter der

Preſſe , der Gemeinderat von Mühlburg und ſonſtige eingeladene
Gäſte teil .
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Anfangs November des Jahres 1885 wurde wegen des Baues

einer Dampfſtraßenbahn Karlsruhe —Hagsfeld von

Intereſſenten in Hagsfeld eine Verſammlung abgehalten , an der , auf

Erſuchen des Stadtrats , in deſſen Namen Bürgermeiſter Schnetzler

teilnahm . Sämtliche Vertreter der beteiligten Hardtgemeinden Blanken —

loch, Büchig , Friedrichstal , Rintheim , Spöck und Staffort waren

erſchienen . Dabei äußerte Bürgermeiſter Schnetzler die Anſicht , daß
die Stadt Karlsruhe jede Vermehrung der Verkehrswege zwiſchen
der Reſidenz und den Nachbarorten freudig begrüße und tunlichſt

fördern werde , daß ſie aber an dem Unternehmen ſich nicht beteiligen

könne , da ſie kein direktes Intereſſe an deſſen Verwirklichung habe .

Auf einſtimmigen Beſchluß dieſer Verſammlung wurde , im Hinblick

darauf , daß das Dampfbahnprojekt einem wirklichen Bedürfniſſe des

Stadt⸗ und Landbezirks entſpreche , das ſeitherige Komitee erweitert

durch Kooptation der ſämtlichen Bürgermeiſter der intereſſierten Ge —

meinden und des Landtagsabgeordneten K. A. Schneider , des Ver —

treters für Karlsruhe - Land in der II . Ständekammer . In den Stadt —

ratsſitzungen vom 10 . Juni und 18 . Juli 1887 befürwortete der

letztere lebhaft den Antrag auf Bewilligung eines Kredits von 4300 Mk .

zur Herſtellung von Plänen und Koſtenvoranſchlägen für die von

Karlsruhe nach Spöck zu erbauende ſchmalſpurige Dampfſtraßenbahn .

Nachdem mehrere Komiteeſitzungen ſtattgefunden , vereinbarte man ſich,
den Bau und den Betrieb einer Straßenbahn Otigheim —Karls —

ruhe —Spöck dem aus den Firmen Bachſtein & Co . Berlin , Darm⸗

ſtädter Bank , Ladenburg & Söhne in Mannheim und Rheiniſche
Kreditbank in Karlsruhe beſtehenden Konſortium zu konzeſſionieren ,

und zwar unter der Bedingung , daß die beteiligten Gemeinden das

auf ihren Gemarkungen für die Bahn erforderliche Gelände unent —

geltlich zur Verfügung ſtellen und das Unternehmen , ſo lange das —

ſelbe nicht eine Rente von 4½ abwerfe , umlagefrei laſſen ſollten .
Soweit ſich dieſe Bedingungen auf die Gemarkung Karlsruhe bezogen ,

nahm der Stadtrat , vorbehaltlich der Zuſtimmung des Bürgeraus⸗
ſchuſſes , der dieſe alsbald erteilte , dieſelben an . Die intereſſierten

Gemarkungen folgten in Bälde nach. Am 26 . Oktober 1887 ließ

das bekannte Konſortium in einer Stadtratsſitzung erklären , daß es

bereit ſei, den Bau und den Betrieb einer Straßenbahn Otigheim —
Karlsruhe —Spöck ſich konzeſſionieren zu laſſen . Da jedoch die Ver⸗



handlungen , die von ſeiten der Stadt Karlsruhe bezüglich der Er —

ſtellung eines Anſchluſſes an die genannte Bahn mit Raſtatt ange⸗

knüpft worden waren , nicht zum Ziele führten , ſo wurde dieſe nur

bis Durmersheim gebaut , und zwar unter denſelben Bedingungen ,
wie ſie bei der urſprünglich geplanten Straßenbahn nach Stigheim
vereinbart worden waren . Der Bahnhof in Karlsruhe wurde beim

alten Friedhofe angelegt , eine Verbindung desſelben mit dem Güter —

bahnhof der Staatsbahn hergeſtellt . Von dem genannten Ort aus

wurde die Bahn durch die Kriegſtraße geführt , bei der Weſtendſtraße
überſchritt ſie die Staatsbahn , ſodann in der Nähe der Militär⸗

ſchwimmſchule die Alb , von hier aus ging ſie nach Grünwinkel und

mündete , die Orte Forchheim , Mörſch und Bickesheim berührend , in

Durmersheim .

Lange war auch der Wunſch rege , zwiſchen Karlsruhe und

Ettlingen eine direktere Verbindung , als dieſes durch die ungünſtige
Lage des Ettlinger Bahnhofes möglich war , herzuſtellen . ) Zu
dieſem Zwecke wurde die Errichtung einer Dampfſtraßenbahn ins

Auge gefaßt . Nachdem verſchiedene engere Verſammlungen von In —

duſtriellen und den betreffenden Amtsvorſtänden in dieſer Angelegen —
heit ſtattgefunden , die Sache wegen Bewilligung der Koſten für die

Vorarbeiten vor den Bürgerausſchuß in Ettlingen gebracht worden

war und dieſer einſtimmig die Bewilligung des geforderten Kredits

angenommen hatte , zog es ſich dennoch weit über ein Dezennium hin,
bis der Bau dieſer Sekundärbahn in Angriff genommen und voll —

endet ward . Am 1. Dezember 1897 erſt wurde der Betrieb auf
der 7,82 Kilometer langen Teilſtrecke - Karlsruhe - Meßplatz - Ettlingen⸗
Holzhof der Albtalbahn eröffnet . Am 14 . Mai des folgenden
Jahres wurde die Fortſetzung dieſer Bahn bis Frauenalb und

etwas ſpäter auch die Strecke Frauenalb - Herrenalb dem Ver⸗

kehr übergeben . Vom 1. Mai 1898 an verkehrten die Züge auf
der Strecke Karlsruhe - Meßplatz bis Ettlingen - Holzhof , die ſpäter als

elektriſche Bahn eingerichtet wurde , von 5 Uhr 30 Min . morgens
bis abends 11 Uhr halbſtündlich . Die Bahn wurde von der Firma

Lenz & Co . in Stettin als eingleiſige Schmalſpurbahn erbaut . Zu
den Baukoſten hatte Karlsruhe , gemäß Beſchluß des Bürgerausſchuſſes

) Vgl . oben S . 367 .
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vom 30 . November 1896 , einen Beitrag von 150000 Mk geleiſtet .
Eine zweite von Buſenbach abzweigende , nach Pforzheim führende

Bahnlinie wurde im Jahre 1899 dem Betrieb übergeben . Daß

dieſe Bahn als notwendig und rentabel ſich erwies , zeigt die Tat —⸗

ſache, daß 1898 auf der Bahn 877222 Perſonen , 458 Tonnen

Gepäck und 2134 Tonnen Güter befördert wurden , und die Ein —

nahmen ſich auf 220000 Mk . beliefen .

Am 1. Mai 1888 fand die feierliche Eröffnung der Draht —

ſeilbahn Durlach - Turmberg ſtatt . Eine ähnliche eigenartige

Bahn war in Deutſchland bis dahin nur noch in Ems zu finden .
Sie bildete eine ſchätzenswerte Sehenswürdigkeit für die Beſucher
Karlsruhes und ward darum auch im Anfang ſchon ſtark frequentiert .

An einem Maiſonntag des Eröffnungsjahres wurde ſie von 1500 Per —

ſonen benützt .
Das Bedürfnis einer Pferdebahn, “ ) deren Schienenſtrang

ſich vorerſt längs der Kaiſerſtraße , der Mühlburger und Dur —

lacher Allee erſtrecken und in ihren beiderſeitigen Ausgangspunkten
die beiden Nachbarſtädte mit der Reſidenz verbinden ſollte , war

Ende des Jahres 1875 ein ſehr reges geworden , beſonders nachdem
im Oktober des gleichen Jahres der Ingenieur Huber aus Luxem⸗

burg mit dem Geſuch vor den Stadtrat getreten war , man möge⸗

ihm die Erbauung einer Pferdeeiſenbahn geſtatten . Dieſem Ge —

ſuche, dem noch gleiche Geſuche von ſeiten anderer Firmen , ſo von

der Stuttgarter Pferde - Eiſenbahngeſellſchaft , vom Civilingenieur
Weſtfeld aus Bremen , folgten , wurde vor eine eigens gebildete
Kommiſſion zur Antragſtellung gewieſen . Am 20 . Mai 1876 ſchloß
Bürgermeiſter Schnetzler mit dem Herrn Weſtfeld einen Konzeſſions —

vertrag bezüglich des Baues und Betriebes einer Pferdebahn längs .
der ganzen Langenſtraße — jetzigen Kaiſerſtraße — und vom Markt⸗

platz an zum Hauptbahnhofe ab, der die Genehmigung des Stadt —

rates erhielt . Die Oberdirektion des Waſſer - und Straßenbaues ,
erteilte Mitte Juni des genannten Jahres im allgemeinen dieſem
Vertrage ihre Zuſtimmung . Dem Erſuchen , die Bahn , ſtatt ſofort
zweigleiſig , zunächſt eingleiſig bauen zu dürfen , wurde vom Stadtrat

Mitte November die Genehmigung erteilt . Sonntag den 21 . Januar

) Vgl . oben S . 369 .
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1877 begann der Betrieb der neuerrichteten Pferdebahn . Die Probe —

fahrt auf der Bahn ging unter Anweſenheit von Vertretern der Hof—,

Staats - ⸗ und Gemeindebehörden , von Vertretern der Preſſe und von

Freunden und Gönnern des notwendigen und dankenswerten Unter —

nehmens vor ſich. Die Pferdebahn beförderte ſeit 1. März 1877 in

anfangs 2, ſpäter 4 Wagen , beiläufig 42 000 Perſonen . Der Pferde —

beſtand betrug vorerſt 20 , jener der Wagen ſchließlich 6 Stück .

Bald wurde auch die Weiterführung der projektierten Bahnſtrecke

nach Durlach in Angriff genommen und der Bau der Stallungen

und Remiſen begonnen . Da die Frequenz der Pferdebahn eine immer

größere wurde — an einem Sonntag beförderte dieſelbe z. B —

3035 Perſonen —war die Legung eines zweiten Gleiſes bald notwendig

geworden . Ende April 1878 ſtand dasſelbe ſchon fertig da . Einige

Wochen ſpäter ging auch die Weiterführung des Schienengleiſes nach

dem Bahnhofe vor ſich, und am 1. September des gleichen Jahres

konnte die feierliche Eröffnung der Pferdebahnſtrecke Karlsruhe - Mühl⸗

burg ſtattfinden . Anfangs September 1880 wurde die Pferdebahn , welche

Ingenieur Weſtfeld an den Beſitzer des „ Grünen Hofes “, Herrn Hoeck

käuflich abgetreten hatte , von dieſem an zwei Herren aus Berlin um

verhältnismäßig billigen Preis verkauft . Ende Mai 1881 teilte die

Direktion der Pferdebahn dem Stadtrate mit , daß ſich unter der

Firma „Vereinigte Karlsruhe - Mühlburger und Durlacher Pferde —

und Dampfbahngeſellſchaft “ eine Aktiengeſellſchaft gebildet habe. Die

Fahrtaxen betrugen bis zum Jahr 1892 : von Mühlburg bis Mühl —⸗

burgertor 15 Pfg. , Mühlburg bis Marktplatz Karlsruhe 20 Pfg . ,

Mühlburg bis Durlachertor 25 Pfg. , Mühlburg bis Gottesaue 30 Pfg,

Mühlburg bis Durlach 45 Pfg . Mühlburgertor bis Durlachertor
10 Pfg. , bis Gottesaue 15 Pfg . Die Fahrtaxe von 15 Pfg . wurde

1892 , auf Grund einer Vereinbarung der Direktion der Pferde - und

Dampfbahngeſellſchaft mit dem Stadtrat , auf 10 Pfg . herabgefetzt .
Als Gegenleiſtung verzichtete die Stadt in widerruflicher Weiſe darauf ,

die Geſellſchaft zu den Koſten für die Unterhaltung und Reinigung
des Bahnkörpers innerhalb der Stadt beizuziehen . Im März 1898

ſchloß dieſelbe Geſellſchaft mit dem Stadtrat einen Vertrag ab, über

die Umwandelung der bisherigen Pferdebahn - und Dampfbahnſtrecke
in elektriſche Bahnen , ſowie über den Betrieb einiger neuen

elektriſchen Linien im Stadtgebiete . Die erforderliche Staatsgenehmi⸗
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gung hierzu wurde vom Großh . Miniſterium im gleichen Jahre
erteilt . Zu Beginn des Jahres 1900 fand die Umwandlung der

bisher als Dampf - und Pferdebahn betriebenen Strecken in ſolche
mit elektriſchem Betriebe ſtatt . Auch wurden die neuen Linien „ Haupt⸗
bahnhof - Moltkeſtraße ( Grenadierkaſerne ) “, „ Mühlburgertor - Kühler
Krug “ und „Kaiſerſtraße - Beiertheim “, die eine im März , die anderen
im Dezember , dem Verkehr übergeben . Bemerkt ſei hier noch, daß
die Strecke Marktplatz - Hauptbahnhof als Pferdebahn ſchon ſeit einer

Reihe von Jahren eingegangen war und nun als Teilſtrecke der

elektriſchen Linie Hauptbahnhof - Moltkeſtraße aufs neue eröffnet wurde .
Ein anfangs der 8S0er Jahre entworfenes Projekt , die Errichtung

einer Omnibuslinie zwiſchen Altſtadt und Bahnhofſtadtteil , bezw.
dem Nordoſt - und Südweſtende der Stadt , wurde 1884 , von ſeinem
Urheber , Herrn A. Joſt , ins Leben gerufen . Doch war dieſe Ein —

richtung von nicht langer Dauer . Nach Erweiterung des Betriebes
der Pferdebahnlinie verſchwand dieſelbe wieder .

Die Karlsruher gahnhöfe .
Zwecks Erweiterung des Güterbahnhofs wurde von der

Stadt der an den alten Lohfelder Graben grenzende ſüdliche Gelände —

abſchnitt des Gewanns Lohfeld mit Flächengehalt von 24,43 à käuf⸗
lich erworben und laut Beſchluß der am 25 . Januar 1875 ſtatt⸗
gehabten Stadtratsſitzung an die Eiſenbahnverwaltung abgetreten .
Da der Mühlburger Bahnhof für den immer mehr ſich ent —
wickelnden Verkehr nicht mehr ausreichte , mußte er erweitert werden .
Die Stadt bewilligte in dieſer Sache in der Stadtratsſitzung vom
11 . Auguſt 1882 19200 Mk .

Der Hauptbahnhof war , wegen ſeiner dem allzugroß ge —
wordenen Verkehr nicht mehr genügenden Einrichtungen , hinſichtlich
mannigfaltiger Verbeſſerungen ſowohl in den Sitzungen der zweiten
Badiſchen Kammer , wie in denen des Stadtrats des öfteren zur
Sprache gekommen . Die ungünſtige Lage der Bahnhofgebäulichkeiten
hatte im Laufe der Jahre viele Übelſtände hervorgerufen . War

doch durch den Bahnhof der neue Bahnhofſtadtteil von der Alt —

ſtadt geradezu abgeſchloſſen . Seit den 1870er Jahren beſchäftigte
die Bahnhoffrage die Stadt . Viele Vorſchläge wurden gemacht ,
viele Projekte ausgearbeitet . Teils ſprach man ſich für eine voll —



ſtändige Verlegung , teils für eine Hochlegung des Bahnhofes aus .
Andere wieder wollten , zugleich mit der Verlegung , die Idee einer
Kopfſtation verwirklicht wiſſen . Erſt anfangs der 80er Jahre richtete
auch die zuſtändige Behörde ihr Augenmerk auf dieſen in der Offent⸗
lichkeit viel beſprochenen Punkt . In dem der Zweiten Kammer der Land —
ſtände zu Anfang des Jahres 1881 zugegangenen Entwurfe des Eiſen —
bahnbaubudgets für die Periode 1882 —83 war eine Erweiterung
des hieſigen Perſonenbahnhofs mit einem Aufwande von
700000 Mk . vorgeſehen . Die ſchwebende Bahnhoffrage hatte damit
in unſerer Stadt einen neuen Anſtoß erhalten . Auf Veranlaſſung
einiger Mitglieder des hieſigen Handelsſtandes fand infolge deſſen
zwiſchen dieſen und den hieſigen Mitgliedern der Handelskammer ein

diesbezüglicher Meinungsaustauſch ſtatt , wobei beſchloſſen wurde , daß
der Vorſitzende der Handelskammer zum Zweck der Stellungnahme
zu vorliegender Frage eine Verſammlung der hieſigen Kaufleute und

Induſtriellen einberufen ſolle . In letzterer , von ungefähr 300 Per⸗
ſonen beſuchten Verſammlung wurde mit Stimmeneinheit beſchloſſen ,
durch die Handelskammer das Miniſterium der Finanzen zu bitten ,
dasſelbe wolle dahin wirken , daß die Vorlage an den Land —

tag , betreffend die Erweiterung de Karlsruher Perſonenbahnhofs ,
zurückgezogen und daß eine neue Vorlage an den Landtag ein⸗

gebracht werde , und zwar nach ſtattgefundenem Benehmen mit den

ſtädtiſchen Intereſſenten , unter Feſthaltung des jetzigen Platzes für
den Umbau und unter Erſtrebung vollſtändiger Beſeitigung der Ver —

kehrsſtörung zwiſchen der Altſtadt und dem Bahnhofſtadtteil . Anfangs
April des gleichen Jahres war in der Zweiten Kammer daraufhin
die Regierungsvorlage einſtimmig angenommen , aber dabei zugleich
beſchloſſen worden , eine Petition des Stadtrats , die ſich im Prinzip
mit der Reſolution der oben erwähnten Verſammlung deckte , der

*⁰

Regierung empfehlend zu überweiſen . Für die Intereſſen unſerer
Stadt trat beſonders der Abgeordnete Kiefer ein . Ihm und dem

Abgeordneten Hoffmann war es vorzüglich auch zu danken , daß die
in der Vorlage enthaltene Forderung der Eiſenbahnverwaltung , den
Bau eines eigenen Gaswerkes zu genehmigen , abgeſchlagen wurde . Im
Oktober wurden die Umgeſtaltungsarbeiten im Innern des Bahn⸗
hofes mit Benützung der weniger verkehrsreichen Jahreszeit ſchon
eifrig betrieben . Die alte , große , rauchgeſchwärzte Einſteighalle
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wurde abgebrochen und damit für Warteſäle , Reſtauration und Bureau —

räume mehr Licht gewonnen . Der vom Aufnahmsgebäude iſolierte

Mittelperron wurde auf ſeine ganze Länge mit einem gefälligen ,

leichten , eiſernen , ſäulengetragenen Dach verſehen . Ferner wurden

unterirdiſche Verbindungswege zwiſchen dem Warteſaalperron und den

anderen Perrons fertiggeſtellt . Zu ungeſtörter Handhabung dieſer

Arbeiten wurde ein e ſ Bahnhof in der Nähe des Winter —

denkmals angelegt . Der Umbau des Bahnhofs konnte darum ziem—

lich raſch vor ſich gehen. Anfangs 1885 war das Hauptgebäude in

ſeinem Außern vollendet . Die beiden Endpavillons wurden ſchon im

Mai von dem proviſoriſchen Bahnzaun befreit . In dem weſtlichen

Pavillon wurde das Bureau des Bahnamtsvorſtandes neu etabliert ,

während der öſtliche , den Fürſtlichen Warteſaal enthaltend , mit einem

neuen Glasvordach verſehen wurde ; auch am Mittelbau wurde ein

ſolches Vordach angebracht . Zur geſchmackvollen Ausſtattung der

Schalterhallen und Warteſäle wurden mehrere hieſige Künſtler bei - ̃

gezogen . Die beiden Warteſäle , geräumig , hell und mit hinreichenden

Sitzplätzen verſehen , wurden mit den Reſtaurationen direkt verbunden .

Ebenſo freundlich und einladend wie die Warteſäle wurden auch die

Reſtaurationen hergerichtet . Die Einrichtung eines geräumigeren

Gepäckbureaus bedeutete auch eine weſentliche Verbeſſerung . Gleich —

zeitig erfuhr die Gleisanlage eine durchgreifende Umgeſtaltung . Die —

ſelbe ward durch die Einrichtung einer zentralen Weichenſtellung viel

überſichtlicher und einfacher gemacht . Das für die Einfahrt vom

Oberland und der Rheinbahn beſtimmte Zentralſtationshäuschen fand

unter dem Übergang an der Ettlinger Landſtraße ſeine Aufſtellung .

Waren ſomit die Verkehrsverhältniſſe in den Grenzen des Hauptbahn —

hofs beſſer geworden , ſo hatte doch die We
mdaffrage⸗

damit ihre

Löſung noch nicht gefunden. Die bauliche Anlage des 2Bahnhofs rief

eben immer noch dieſelben Übelſtände hervor , die ſeit Jahren den

Verkehr der Altſtadt mit dem Bahnhofſtadtteil in ſo hohem Grade

erſchwert hatten . Der im Jahre 1883 gegen 15000 Einwohner

zählende Stadtteil empfand lebhaft dieſe Übelſtände, und es wurde

auch dieſem Empfinden in mehreren Verſammlungen von ſeiten der

Intereſſenten öffentlich Ausdruck verliehen . Der Stadtrat , der dieſe Be⸗

wegung zu würdigen wußte , richtete Ende Januar 1884 eine Petition

an die Zweite Kammer , ſie möge zur Ausführung von je einem
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Tunnel für Fußgänger an den Bahnübergäugen der Rüppurrer⸗ ,
Ettlinger - und Gartenſtraße die Mittel bewilligen , dagegen die An⸗

forderungen der Regierung für Herſtellung von Bahnüberbrückungen
ablehnen . In den Jahren 1871 und 75 hatte er zwar die Herſtellung
von Überbrückungen neben den Niveauübergängen gewünſcht .
Nachdem jedoch dieſer Wunſch von ſeiten der Regierung abgelehnt worden
war und daraufhin der Stadtrat es übernommen hatte , ein Projekt
zu entwerfen , kam er während der Ausarbeitung desſelben zur Er⸗

kenntnis , daß eine Überbrückung keine Verbeſſerung für den Verkehr
bedeuten würde , und gab deshalb ſeinen bis dahin eingenommenen
Standpunkt auf . Die Sache ruhte nun bis zum Jahre 1882 , als

ſich in der Stadt das Gerücht verbreitete , die Regierung beabſichtige
eine Erweiterung des beſtehenden Bahnhofes ohne Beſeitigung der

vorhandenen Mißſtände der den Bahnhof kreuzenden Straßen . Eine

lebhafte Bewegung entſtand in der Stadt , Eingaben mit zahlreichen
Unterſchriften wurden an den Stadtrat eingereicht , die den Wunſch
ausſprachen , der Stadtrat möge ſich bei der Regierung dafür ver —⸗

wenden , daß ein ſolcher Bahnhofumbau in Ausſicht genommen werde ,
der auch den beſtehenden Mißſtänden abhelfe . Der Stadtrat wandte

ſich alsbald an die Generaldirektion . Nachdem aber in der Vorlage
der Regierung an die II . Kammer über die Bahnhoferweiterung für
fragliche Übergänge keine Verbeſſerung vorgeſehen worden war , wandte

ſich der Stadtrat an die Il . Kammer mit der Bitte , ſie wolle bei

eventueller Bewilligung der von der Regierung für die Erweiterung
des Karlsruher Bahnhofs geforderten Beträge ausſprechen , daß dieſe
Mittel nicht ausſchließlich für das von der Regierung vorgelegte Projekt
als bewilligt anzuſehen ſeien, und daß die Regierung vor Inangriff⸗
nahme der Arbeiten nach Anhören des Stadtrates noch zu prüfen
habe, ob nicht Mittel und Wege gefunden werden könnten , die ohne
Überſchreitung des bewilligten Betrags , unter Verbeſſerung der Zu —
ſtände des innern Bahnhofs auch jene der Straßenübergänge
ermöglichten . Um dieſe Wege anzudeuten , wurde von Baurat Profeſſor
Baumeiſter ein Gutachten hierüber für den Stadtrat ausgearbeitet .
Die Regierung lehnte aber jede Verhandlung hierüber mit dem Stadt⸗
rate ab, worauf derſelbe um die Belaſſung der beſtehenden Fahrüber —
gänge und Herſtellung von Tunnels für den Perſonenverkehr bat ,
wobei er bemerkte , daß er in der Herſtellung von Überbrückungen keinen
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Vorteil für den Straßenverkehr erkenne , gegen dieſe vielmehr als ent —

ſchieden ſchlimmer gegenüber dem jetzigen Zuſtand ſich ausſprechen

müſſe und ſich gegen einen in Ausſicht geſtellten Beizug zu den Koſten

verwahrte . Anfangs 1883 wandte ſich der Stadtrat an den Groß —

herzog mit der Bitte , die Erbauung eines Zentralbahnhofes mit

Berückſichtigung der Intereſſen der Stadt in Erwägung zu ziehen.

Durch das Finanzminiſterium wurde dieſe Bitte ablehnend beantwortet .

Gleichzeitig konnte man in einem Karlsruher Blatte leſen, daß die

Herſtellung von Überbrückungen für die Rüppurrer - , Ettlinger - und

Gartenſtraße von der Regierung beabſichtigt ſei. Dies veranlaßte

den Stadtrat , ſtatiſtiſche Erhebungen über den Verkehr dieſer Straßen

vornehmen zu laſſen , um ſich eine ſichere Grundlage für die Beur —

teilung der Augelegenheit zu verſchaffen . Aus dieſen Erhebungen ging

hervor , daß die größte Gefahr beim derzeitigen Zuſtande in dem

außerordentlich ſtarken Straßenverkehr bei den Übergängen lag, der

durch die tagsüber häufig geſchloſſenen Barrieren ſehr gehindert war .

Ohne weſentliche Schädigung des Bahnverkehrs konnte alſo durch

Erbauung von Tunnels dieſer größte Mißſtand beſeitigt werden . Was

den Fuhrwerksverkehr anbelangte , hätte die Herſtellung von Über⸗

brückungen abſolut keine Erleichterung bedeutet , ſondern derſelbe hätte

eher erhebliche Erſchwerungen erfahren . Es war darum keine un —

wichtige Entſcheidung der Budgetkommiſſion der II . Kammer , als ſie

das von der Regierung geplante Projekt einer Bahnüberbrückung an

der Ettlinger - und Rüppurrerſtraße mit 1½¼ Millionen Koſtenaufwand

ablehnte . Nunmehr konnte das vom Stadtrat und Bürgerausſchuß

ſowie von der Handelskammer und dem Gewerbeverein gemeinſam

befürwortete anderweitige Projekt zur Durchführung gelangen . Das —

ſelbe zielte bekanntlich dahin , die bisherigen Bahnübergänge für deu

Fuhrwerksverkehr zu belaſſen und an Stelle der geplanten teueren ,

unpraktiſchen und mißliebigen Überbrückung für Fuhrwerk und Fuß⸗

gänger lediglich 2 Tunnels für letztere zu erſtellen . Ein dritter Tunnel

an der Gartenſtraße wurde dagegen als nicht abſolut erforderlich ,

ſeitens der betreffenden Kommiſſion für überflüſſig erachtet . Dieſem

Projekte pflichtete ſchließlich auch die II . Kammer bei . Es kam in den

Jahren 1885 —86 zur Ausführung der Tunnelarbeiten . Nachdem
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Fußgängertunnels an der Ettlingerſtraße , wo gleichzeitig der dort

ſeit 1875 befindliche Steg abgetragen wurde . Wohl war damit den

Übelſtänden etwas abgeholfen ; aber die Verbeſſerungen reichten bei
weitem nicht aus , die Bürgerſchaft zufrieden zu ſtellen . Immer und
immer wieder kam die Bahnhofsfrage zur Sprache . Am 19 . März 1895

ſtellte deshalb der Stadtrat an die Generaldirektion den Antrag , endlich
einmal eine definitive Löſung der Bahnhofsfrage durch Ausarbeitung
von Pläuen und Verhandlung derſelben mit dem Gemeinderat herbeizu⸗
führen . Jetzt erkannte die Generaldirektion an , daß die Höherlegung
des Bahnhofs wohl das geeignetſte Mittel zur Beſeitigung der vor —

handenen Mißſtände ſei. Jedoch könne in dieſer Sache noch keine

beſtimmte Entſchließung getroffen werden . Mehrfach an die ſchwebende
Frage erinnert , ließ das Miniſterium des Großh . Hauſes und der

auswärtigen Angelegenheiten , dem die Eiſenbahnen ſei 1893 unter⸗

ſtellt ſind, drei Projekte ausarbeiten und ſtellte dieſe am 19 . Feb⸗
ruar 1898 auf einige Tage zur allgemeinen Beſichtigung aus . Das

erſte Projekt befaßte ſich mit einer hochliegenden Kopfſtation zwiſchen
Tiergarten und Beiertheimer Wäldchen ( Koſtenanſchlag 8 230000 Mk. ) ;
das zweite mit der Hochlegung des Bahnhofs an der jetzigen Stelle

( Koſtenanſchlag : 17750000 Mk , wenn die Maxauer Bahn und die

Bahn Karlsruhe —Eggenſtein —Graben auf der jetzigen Linie belaſſen
würde ; Koſtenanſchlag : 15000000 Mk , wenn die Maxauer Bahn
und die Bahn Karlsruhe —Eggenſtein —Graben nach der Linie der

gegenwärtigen Güterbahn : Rangierbahnhof —Weſtbahnhof —Mühlburg
verlegt würde ) ; das dritte endlich mit der Überführung der Ettlinger⸗ ,
Garten - , Rüppurrer - und Wolfartsweiererſtraße mittelſt Brücken über
die Bahn ( Koſtenanſchlag : 4320000 Mk. ) . Inzwiſchen war die

Bahnhoffrage bei der Beratung des Eiſenbahnbudgets im Mai 1898
in den beiden Kammern des Landtags zur Sprache gekommen. In
der zweiten Kammer bekannte ſich der Abgeordnete Delisle als Gegner
der Überführungen; ihm ſchloß ſich der Abgeordnete Bleß für Karls —

ruhe an . Der Abgeordnete Fieſer ſah die Notwendigkeit einer ſpäteren
Höherlegung des Bahnhofs voraus , verneinte aber , daß dieſelbe augen⸗

blicklich ſchon Bedürfnis ſei, und befürwortete fürs erſte die Über⸗

führung . Miniſter v. Brauer erklärte , daß die Überführung kein

Proviſorium bedeuten ſolle, daß bei derſelben hinreichender Raum
bleiben werde, um die ſpäter erforderliche Erweiterung des Bahnhofs
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innerhalb desſelben vorzunehmen . Bezugnehmend auf verſchiedene

Ausſtellungen von Modellen betonte er , daß die Überführungen keine

Verunſtaltung der Stadt zur Folge hätten , daß ſie im Gegenteil eine

hervorragende Zierde für dieſelbe werden würden . Er ſchloß damit ,

daß er wiederholte , die Regierung ſei für die Überführungen und ſie

hoffe, daß die ſtädtiſche Behörde und die Einwohnerſchaft für dieſen

Plan noch günſtig geſtimmt würden . Nun aber waren gerade die

Straßenüberführungen in demjenigen Projekt vorgeſehen , gegen welches

ſich die weiteſten Kreiſe der Einwohnerſchaft durchaus ablehnend ver —

hielten , während die Meinungen über die beiden anderen Projekte ,

Verlegung und Höherlegung , ſich ungefähr das Gleichgewicht hielten .

Außerdem hatte Oberbaurat Profeſſor Baumeiſter , der von der Stadt

zum zweitenmal um ein Gutachten erſucht worden war , im Mai die

Hochlegung des Bahnhofs für die Stadt wiederum als das wün —

ſchenswerteſte Hilfsmittel zur Beſeitigung der Mißſtände erklärt , mit

Rückſicht auf den Koſtenaufwand allerdings geraten , mit den Über⸗

führungen ſich zunächſt zu begnügen . Bei der außerordentlichen Be —

deutung der ganzen Frage für die Stadt beſchloß nunmehr der Bürger —

ausſchuß auf Anregung des Stadtrats , bevor er endgültig zu den

Projekten der Generaldirektion Stellung nehme, zunächſt ein weiteres

Sachverſtändigen - Gutachten einzuholen , durch welches die Gemeinde⸗

verwaltung und insbeſondere auch die Bürgerſchaft in die Lage ver —

ſetzt werden ſolle , über die eiſenbahntechniſche Seite der Frage ſich

näher zu unterrichten . Die Ausfertigung dieſes Gutachtens wurde

wieder dem Oberbaurat Profeſſor Baumeiſter zuſammen mit dem

Generaldirektor der Königl . Bayeriſchen Staatseiſenbahnen , G. v. Eber —

mayer in München , und dem Zivilingenieur C. O. Gleim in Hamburg

übertragen . Dieſe drei Sachverſtändigen kamen zu dem Ergebnis , daß

vorläufig eine Verlegung des Perſonenbahnhofs nicht empfohlen

werden könne , da für die möglichſt zentrale Lage des Hauptverkehrs —

punktes einer Stadt neben den geſchäftlichen Einzelvorteilen , welche ſich

an die Lage eines beſtehenden Bahnhofs knüpften , das wohlverſtandene

allgemeine Intereſſe der Bevölkerung ſo maßgebend ſei, daß man heute

ſchon mit Beſtimmtheit ſagen könne , die Sache dürfe auch in Karls⸗

ruhe keinen andern Verlauf nehmen , als in ſo vielen anderen Städten ,

welche ſich oftmals mit ſchweren Opfern die zentrale Lage ihrer Haupt⸗

bahnhöfe gewahrt hätten . Die Anlage eines Kopfbahnhofs wurde



als ausgeſchloſſen betrachtet wegen der mit einem ſolchen verbundenen

Betriebsſchwierigkeiten und Zeitverſäumniſſe , die bei einer Station wie

Karlsruhe , bei welcher der Durchgangsverkehr die Hauptrolle ſpiele ,
beſonders ſchwer ins Gewicht fallen müßten . Demgemäß beſtände nur
die Möglichkeit einer Hochlegung des Bahnhofes an ſeiner jetzigen
Stelle mit Unterführung der kreuzenden Straßen ungefähr in ihrer
jetzigen Höhenanlage oder einer Überführung der Straßen auf Brücken .
Auf Grund dieſes Gutachtens entſchied ſich der Stadtrat einſtimmig
für die Höherlegung des Bahnhofs , und ſeinem Antrage gemäß be —

ſchloß ſodann der Bürgerausſchuß ebenfalls einſtimmig in einer Sitzung
vom 24 . Oktober 1898 , daß der Stadtrat bei dem Miniſterium des

Großh . Hauſes und der auswärtigen Angelegenheiten namens der Stadt —

gemeinde ſich für die Höherlegung des Bahnhofs ausſprechen ſolle .
Am 2. Februar 1900 aber ließ der Miniſter von Brauer in einem

Erlaß einige Bedenken techniſcher Art gegen die Höherlegung des

Bahnhofs am alten Platz laut werden . Die angeführten Gründe

wurden am 23 . Februar vom Bürgerausſchuß auch als ſtichhaltig
befunden . Und als am 25 . Mai 1900 die Bahnhoffrage wieder in

der zweiten Kammer zur Verhandlung kam, ſchloſſen ſich auch die

Landſtände der Begründung für die Verlegung an . Es wurde zu —
gleich zur Ausführung der Vorarbeiten und zur Erwerbung des er —

forderlichen Geländes am Lauterſee eine Million Mark bewilligt .

Der Eiſenbahnrat .

Durch landesherrliche Verordnung vom 4. November 1879 wurde

nach dem Vorgange anderer deutſchen Staaten zur Beratung des

Handelsminiſteriums und der Generaldirektion der Staatseiſenbahn
für das Großherzogtum ein Eiſenbahnrat errichtet . Derſelbe
übernahm die Aufgabe , in wichtigen , die Intereſſen des Handels , der

Gewerbe und der Landwirtſchaft berührenden Angelegenheiten des

Eiſenbahnweſens , insbeſondere hinſichtlich der Beſtimmungen des Be⸗

triebsreglements , der Tarife und der Fahrpläne gutachtliche Ruße—
rungen abzugeben und Wünſche und Beſchwerden zur Kenntnis der

Zentralbehörde zu bringen . Die Schaffung eines Eiſenbahnrats wurde
als eine willkommene Einrichtung freudig begrüßt ; iſt doch dadurch
den Vertretern des Handels - und Induſtrieſtandes die Möglichkeit
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geboten , in regelmäßig wiederkehrenden Sitzungen deſſen Wünſche , die

ſich auf den Betrieb der Eiſenbahn beziehen , unmittelbar zur Kenntnis

der leitenden Behörde zu bringen .

Ranal und Hafen .

In der Frage der Erbauung eines rechtsrheiniſchen Kanals

von Mannheim nach Straßburg war ſeit der bekannten Inter —

pellation der Karlsruher Abgeordneten in der Zweiten Kammer im

Jahre 1884 völliger Stillſtand eingetreten . Erſt im Januar 1894

wandten ſich Karlsruher Intereſſenten , Kohlenhändler und Induſtrielle ,
mit einer ausführlichen Vorſtellung an die Oberdirektion des Waſſer —
und Straßenbaues . Durch den abnorm niederen Waſſerſtand der

vorangehenden Jahre waren denſelben nicht nur die Mißſtände , die

ſich der Schiffahrt ſelbſt in günſtigen Jahren entgegenſtellten , völlig
klar geworden , ſondern auch ganz empfindliche Schädigungen ent —

ſtanden . Beſonders der Kohlenhandel war davon ſchwer betroffen .

Die Erbauung eines Kanals oder eine durchgreifende Oberrhein —

regulierung war alſo dringend notwendig . Drei Projekte wurden im

genannten Jahre ausgearbeitet und veröffentlicht . Eines , das die

Bezeichnung der Fahrrinnen durch Signalſtangen und die Aus —

baggerung der Sandſchwellen im Auge hatte , konnte am eheſten zur

Ausführung gelangen . Zunächſt waren die bekannten gefährlichen

Übergangsſtellen und Untiefen beim Rottergrund , bei Hochſtetten ober —

halb der Bell , dem ſog. ſchwarzen Grund und der großen Pappel

unterhalb Maxau auszupeilen , dann dieſe Stellen auszubaggern . Der

erwähnten Eingabe bezüglich der Regulierung ſchloß ſich noch die

Bitte an , die Fortführung des Waſſertelegraphen , der in Greffern

endigte , bis Maxau veranlaſſen , ferner die für die Fahrt nach Maxau

bisher unzureichenden Angaben des Pegels dadurch verbeſſern zu

wollen , daß, in Verbindung mit der in der Vorhalle des Direktions —

gebäudes ſich befindenden Pegelmarke für Maxau , Mitteilungen über

den Waſſerſtand bei Kehl, Waldshut und Konſtanz gemacht würden .

Dieſer Bitte wurde von der betreffenden Behörde inſofern entſprochen ,
als dieſelbe die Einſendung der täglichen Waſſerſtandsnachrichten der

Rheinpegelſtationen Waldshut und Kehl mittels Poſtkarten und ihre

Bekanntmachung in dem Vorraum des Erdgeſchoſſes des Direktions⸗

gebäudes zur Einſicht aller Intereſſenten anordnete . Was die in der
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trat die Behörde die Anſicht , daß dieſelben jedenfalls koſtſpielig und

in den meiſten Fällen von recht fragwürdigem Erfolge wären , daß
ſie überdies nur im Einvernehmen mit der Königl . Bayeriſchen Re —

gierung und mit deren Mitwirkung zur Ausführung gebracht werden

könnten . Dieſer Sache wegen fand im hieſigen Rathauſe eine Ver⸗

ſammlung von Vertretern mittelbadiſcher Gemeinden und Intereſſenten —
kreiſe ſtatt , die einſtimmig zu der Reſolution kamen , daß die Ver⸗

beſſerung der Schiffahrtsſtraße auf dem Oberrhein einem vater —⸗

ländiſchen Intereſſe entſpräche , beſonders aber für eine günſtige Ent⸗

wickelung von Handel , Induſtrie und Landwirtſchaft in Mittel —

baden und dem badiſchen Oberlande hohe Bedeutung habe und daher
mit Entſchiedenheit zu fördern ſei. Auf das von der Budget —
kommiſſion der zweiten Kammer des Bad . Landtags in der Seſſion
1895 - 96 an die Regierung gerichtete Erſuchen um Mitteilung , ob

und wie weit Arbeiten für die Schiffbarmachung des Oberrheins
unternommen worden ſeien, ging die Auskunft dahin , daß zunächſt
im September 1893 auf Anregung der Regierung von Elſaß —
Lothringen eine Verhandlung zwiſchen Bevollmächtigten der drei Ufer —
ſtaaten Baden , Bayern und Elſaß - Lothringen ſtattgefunden habe und

dabei feſtgeſtellt worden ſei , daß das Ziel einer Regulierung darin

beſtehe, eine für die Großſchiffahrt benutzbare Waſſerſtraße zu ſchaffen,
deren Tiefe 2 m und deren Breite 80 —100 mbei mittlerem Waſſer⸗
ſtand betrage ; ferner , daß zunächſt 2 Vorfragen zu prüfen ſeien,
nämlich einerſeits in hydrologiſcher Beziehung , ob nach der phyſi —
kaliſchen Beſchaffenheit des Strombettes jenes Ziel durch künſtliches
Eingreifen in den gegenwärtigen Stromzuſtand erreicht werden könnte ,
und andererſeits in hydrotechniſcher Hinſicht , durch welche techniſchen
Mittel und mit welchem Koſtenaufwande eine ſolche Regulierung
durchzuführen wäre . Ferner gab das Auskunftsſchreiben bekannt ,

daß im Einverſtändnis der Regierungen der drei Uferſtaaten zunächſt
eine techniſche Kommiſſion , beſtehend aus den leitenden Waſſerbau —
beamten , damit betraut worden ſei, auf Grund der vorhandenen
Materialien die hydrologiſche Frage zu begutachen , und daß dieſe in

einer Schlußverhandlung vom April 1895 zu der Anſchauung ge —

langt ſei, daß die derzeitigen Stromverhältniſſe zwiſchen Mannheim
und Sonderheim im weſentlichen ſchon jetzt den Bedürfniſſen der

47
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Großſchiffahrt genügten , ſofern nur auf der Strecke von Rheinhauſen
bis Sonderheim durch Baggerungen zeitweiſe nachgeholfen würde .

In den gegenwärtigen Stromzuſtänden auf der Strecke von Sondern —

heim aufwärts bis Straßburg dagegen ſeien, insbeſondere durch die

geringe Fahrtiefe auf den zwiſchen den Kiesbänken gelegenen Talweg —

ſchwellen bei niederen Waſſerſtänden , durch die auf den ſeichten

Schwellen infolge der verſtärkten Strömung bewirkte ungünſtige Fahr —

richtung und durch die wirbelnden Waſſerbewegungen beim Abfall der

Kiesbänke , für eine regelmäßige und kräftige Entwickelung der Groß —

ſchiffahrt Hinderniſſe gegeben , die nur durch künſtliches Eingreifen in

den Stromzuſtand beſeitigt werden könnten . Ferner hätten ſich die

drei Uferſtaaten auf Grund einer am 7. und 8. Oktober 1895

zwiſchen ihren Bevollmächtigten ſtattgehabten weiteren Verhandlung
darüber geeinigt , daß tunlichſt bald ein Projekt über die zur Er —⸗

reichung des Regulierungszweckes auszuführenden Arbeiten ſamt

Koſtenvoranſchlag aufzuſtellen und im Einverſtändnis der beteiligten

Regierungen Oberbaudirektor Honſell mit der Arbeit zu betrauen ſei.
Bald nach dieſer Antworterteilung von ſeiten der großh . Behörde
wurden die zur Regelung nötigen Arbeiten begonnen und durch —

geführt . Der Handelskammer , welche die Regulierung des Ober —

rheinſchiffahrtsweges von Anfang an warm befürwortet und eifrigſt

unterſtützt hatte , ging ſchon am Ende des Jahres 1895 von einer

Firma ihres Kammerbezirks ein Schreiben zu , in dem dieſelbe über

die günſtigen Folgen der geregelten Schiffahrtſtraße für ihren Ge —

ſchäftsgang ſich verbreitete . 1896 und 1897 war die Schiffahrt

auf dem Oberrhein auch wirklich eine rege . Allein im Jahre 1898

konnte , infolge des allzugeringen Waſſerſtandes , 14 volle Wochen die

Strecke Mannheim - Maxau nicht befahren werden . Ein Hauptgrund

für dieſe unwillkommene Erſcheinung lag mit darin , daß für Bagge —

rungen zu wenig geſchehen war . Vom 16 . Mai bis 6. Juni 1898

tagte eine Verſammlung der internationalen Zentralkommiſſion für
die Rheinſchiffahrt . Hinſichtlich der Rheinſtrecke zwiſchen Worms

und Straßburg wurde dabei bemerkt , daß die techniſche Befahrungs⸗

kommiſſion feſtgeſtellt habe, die Waſſerſtraße bis Speyer ließe nichts

zu wünſchen übrig , zwiſchen Speyer und Germersheim dagegen könne

nur durch Nachhilfe mittelſt Baggerungen die Flußrinne eine ge —

nügende Fahrwaſſertiefe von 2 m erhalten . Auf der Rheinſtrecke ober⸗



halb aber bis nach Straßburg könne ein den augenblicklichen Verkehrs⸗
bedürfniſſen entſprechender , einem regelmäßigen Betriebe der Großſchif⸗
fahrt dienlicher Zuſtand nur dann erhalten werden , wenn mit einer

auf die Ausbildung eines Niederwaſſerbettes im Stromſchlauch mit

2 m Fahrwaſſertiefe gerichteten Regulierung durchgegriffen würde .

Die hinſichtlich dieſer letzteren Strecke beteiligten Regierungen kamen

ſchließlich zu der Übereinſtimmung , daß die vorgenommenen Bagge⸗
rungen einerſeits fortgeſetzt , andererſeits aber auf das von Oberbaurat

Honſell ausgearbeitete Projekt ſich ſtützende , durchgreifende Regulierungs⸗
arbeiten in Angriff genommen werden ſollten . Jedoch die Inangriff⸗
nahme der Regulierung zog ſich ſehr in die Länge .

Für Karlsruhe war es ja vom größten Intereſſe , daß eine

Regulierung intenſiv in Angriff genommen und durchgeführt werde ;
ging doch ſoeben der Bau eines großen Hafens ſeiner Vollendung
entgegen . Bis in den Beginn des 19 . Jahrhunderts reichten die

Beſtrebungen zurück, Karlsruhe durch eine ſchiffbare Waſſer —
ſtraße mit dem Rhein zu verbinden . Auf die verſchiedenſte Weiſe
wurde immer und immer wieder die Löſung der Frage verſucht .
Als im Jahre 1871 Elſaß - Lothringen eine deutſche Provinz geworden
war und die bedeutende Elſäſſiſche Induſtrie ſich gezwungen ſah, neue

Abſatzgebiete in Deutſchland zu ſuchen, und als ſich das Fehlen einer

für die Großſchiffahrt geeigneten Waſſerſtraße nach Mannheim⸗
Ludwigshafen , dem Niederrhein und Belgien ſowie nach Straß⸗
burg ſehr fühlbar gemacht hatte , waren ſeit dieſer Zeit die Stadt

Straßburg , die Handelskammer daſelbſt , verſchiedene Komitees und

die Regierung von Elſaß - Lothringen ununterbrochen beſtrebt , die Durch —
führung eines linksrheiniſchen Schiffahrtskanals von Straßburg
nach Ludwigshafen oder eine Regulierung des Rheins herbeizuführen .
Während das Projekt eines linksrheiniſchen Kanals der Elſaß⸗
Lothringiſchen Regierung unterbreitet wurde , ließ die Stadt Karls⸗

ruhe im Jahre 1893 von Oberingenieur Schmick in Frankfurt a. M .

das Projekt eines rechtsrheiniſchen Kanals , der bei Kehl mittels

Kanalbrücken oder direkter Benutzung der entſprechend umzugeſtalten⸗
den Rinne des Rheins den Strom überſchreiten , Raſtatt und Karls⸗

ruhe berühren und bei Germersheim endigen ſollte , bearbeiten und

beantragte bei der Großh . Regierung , daß ein etwa zu erbauender
Kanal auf dem rechtsrheiniſchen Ufer geführt werden ſollte . Nach

47 *
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dem Schmick' ſchen Projekte ſollten die Koſten der Herſtellung eines

ſolchen Kanals ſich auf 28 Millionen Mark belaufen , dieſer Kanal

11 Schleuſen — 3 bei Karlsruhe — erhalten und mit Benutzung

der überflüſſigen Waſſerzuflüſſe und der Schleuſengefälle der In —

duſtrie mittelſt dieſer 3 Schleuſen 4800 P . S. zur Verfügung ſtellen .

Ein anderes Projekt eines linksrheiniſchen Kanals wurde unter —

Leitung des Miniſterialrates , Waſſerbaudirektors Willgerrodt , ge —

fertigt und der Regierung von Elſaß - Lothringen vorgelegt . Vieles

wurde damals geſchrieben und geſprochen über die Vor - und Nach —

teile von links - und rechtsrheiniſchen Kanälen . Die ganze Angelegen⸗

heit wurde jedoch durch die im Jahre 1890 erſchienene Broſchüre

des Oberbaudirektors , Geheimrats Honſell , „ Die Waſſerſtraße zwiſchen

Mannheim⸗Ludwigshafen und Kehl⸗Straßburg , Kanal oder freier

Rhein ? “ in neue Bahnen gelenkt . In dieſer Broſchüre wurde nach—

gewieſen , daß durch geeignete Regulierung des Oberrheins eine Nieder⸗

waſſerrinne geſchaffen werden könne und alsdann der Oberrhein
während des ganzen Jahres ſchiffbar ſei. Es wurde ferner darin

geltend gemacht , daß die Regulierung des Oberrheins geringere

Koſten als die Herſtellung eines Kanals verurſachen würde und die

Schiffbarmachung des Oberrheins den Staaten und den Gemein—

weſen an beiden Ufern Nutzen bringen , während ein Seitenkanal nur

die Bedürfniſſe der am betreffenden Rheinufer wohnenden Bevölkerung

berückſichtigen und das Intereſſe der Bevölkerung des andern Ufers

ſchädigen würde . Inzwiſchen war Maxau der Hafen für die Stadt .

Karlsruhe geblieben . Der Verkehr in Leopoldshafen war unbedeutend ,

der Güterumſchlag in Maxau dagegen nahm ſtetig zu . Er ſtieg

von 17680 Tonnen im Jahre 1870 auf über 200000 Tonnen im

Jahre 1899 . Dieſe bedeutende Verkehrszunahme hatte ſich voll ,

zogen , obgleich die Schiffahrt nach Maxau nur in einem Teil des

Jahres möglich war und der vorhandene Hafen ſich als zu klein

erwies und an demſelben nur ein Krahnen , aber keine ſonſtigen Lade —

vorrichtungen und keine gedeckten Lagerräume ſich befanden . Es

konnte darum keinem Zweifel unterliegen , daß bei der Entwicklung ,

welche Karlsruhe genommen hatte und vorausſichtlich weiter nehmen

werde , der Maxauer Hafen für die Zukunft nicht mehr genügen

würde . Die Frage war nun , ob der Maxauer Hafen vergrößert
oder ein neuer Hafen bei Karlsruhe angelegt und durch einen Kanal
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mit dem Rhein verbunden werden ſolle . Nach einem Berichte der

Oberdirektion des Waſſer - und Straßenbaues mußte von einer weiteren

Ausgeſtaltung und Vergrößerung des Maxauer Hafens abgeſehen
werden , weil das rechte Rheinufer auf beträchtliche Erſtreckung ober —

halb und unterhalb Maxau in der konvexen Seite einer Strom —

biegung liegt und demgemäß bei der künſtlichen Ausbildung einer

Schiffahrtsrinne dieſe an das linke Ufer zu liegen kommt . Es war

alſo ein unmittelbarer Anſchluß an das Fahrwaſſer für Maxau un⸗

möglich . Dagegen ſprach noch eine Anzahl recht triftiger finanzieller
Gründe , die von Karlsruhe geltend gemacht wurden und berückſichtigt
werden mußten . Es konnte ſomit nur die Erſtellung eines neuen

Hafens in der Nähe von Karlsruhe in Frage kommen . Anfangs
des Jahres 1893 war deshalb von der Karlsruher Gemeindebehörde
Stadtbaumeiſter H. Schück beauftragt worden , ein Projekt für einen

Stichkanal Rhein - Karlsruhe auszuarbeiten . Ende September des

genannten Jahres legte Schück dem Stadtrat ſeine Arbeit vor ,

worauf dieſelbe in einer Druckſchrift veröffentlicht wurde . Als mit

der Veröffentlichung dieſes Projektes wieder neues Leben in die

Karlsruher Kanalfrage gekommen war , beſchloß die Handelskammer ,
die nicht nur die Frage der Oberrheinregulierung eifrig unterſtützte ,
ſondern auch ein beſonders warmes Intereſſe dem Gedanken der Er —

ſtellung einer Schiffahrtsverbindung zwiſchen Karlsruhe und dem

Rhein zuwandte , ebenfalls in dieſer Sache eine Denkſchrift aus —

arbeiten zu laſſen , um an deren Hand die Sache bei der Großh .
Regierung und den Landſtänden fördern zu helfen . Dieſe Denkſchrift
erſchien im Mai 1894 . In derſelben wurde verſucht , die Bedeutung
und Notwendigkeit der Erbauung eines Stichkanals vom Rhein
nach Karlsruhe und der Erſtellung von Hafenanlagen bei Karls⸗

ruhe nachzuweiſen . Das von Stadtbaurat Schück ausgearbeitete

Projekt , bei welchem der Hafen in das Hochgeſtade zwiſchen Mühl —
burg und Beiertheim verlegt war , und der Transport der Schiffe
aus dem unteren in die obere Waſſerhaltung mittelſt Hebelwerks er —

folgen ſollte , konnte nicht zur Ausführung empfohlen werden , weil

dasſelbe zu große Koſten verurſacht und die bauliche Ausdehnung
der Stadt nach Südweſten gehemmt hätte . Dagegen war vom

Stadtrat das von dem Oberbaudirektor , Geheimerat Honſell , gut —

geheißene Projekt , die Hafenanlage in der Rheinniederung zwiſchen
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Daxlanden und dem ſog. Lutheriſchen Wäldchen zu erſtellen , befür —
wortet worden . Mit der geplanten Verlegung des Karlsruher Hafens
in die Nähe der Stadt , wodurch der Bahnweg nach den Stationen

im Verkehrsgebiet gegenüber dem Wege ab Maxau um 4 Kilometer

gekürzt wurde , ſollte eine Ermäßigung der Bahnfrachten erzielt
werden . Durch Ausrüſtung der Anlagen mit zeitgemäßen Auslade —

und Lagervorrichtungen , eine Maßnahme , die eine Herabſetzung der

Ausladegebühren ermöglichte , konnte der projektierte Hafen einem weit —

ausgedehnten und dabei induſtriell ſchon hochentwickelten Hinterlande

( Durlach , Pforzheim , Ettlingen , Raſtatt , Murgthal u. ſ. w. ) den

billigen Bezug und Verſand der Waren verſchaffen . Die Herſtellung .
des Hafens konnte deshalb gut als Staatsſache betrachtet werden .

Jedoch mit dieſer Anſicht drang der Stadtrat nicht durch. Die

Großh . Regierung lehnte es ab, den Hafen auf Staatskoſten zu “

bauen und zu betreiben , und verſtand ſich nur dazu, der Stadt —

gemeinde die Konzeſſion für den fraglichen Bau und deſſen Betrieb —

zuzuſagen . Stadtrat und Bürgerausſchuß beſchloſſen daher , den

neuen Rheinhafen von der Stadt erſtellen zu laſſen . Am 12 . Mai

1896 gab der Karlsruher Bürgerausſchuß einſtimmig ſeine Zu⸗

ſtimmung dazu, daß namens der Stadtgemeinde eine Vereinbarung .

mit dem Großh . Miniſterium des Innern abgeſchloſſen werde . Am

18 . April kam dieſelbe zum Abſchluß. Dabei waren alle Verpflich⸗

tungen gegeben, die einerſeits der Staat , andererſeits die Stadt

zwecks Erbauung und bezüglich des Betriebs zu erfüllen hatten .

Danach wurden zum Bau des Hafens 2 Millionen Mark vom Staat

bewilligt . Das bedeutete aber für denſelben kein beſonderes Geld —

opfer für den Rheinhafen ; denn dieſe Summe konnte lediglich als

die Tilgung einer Schuld des Staates , die dieſer gegenüber der —

Stadt hatte , betrachtet werden . Durch Geſetz vom 6. September

1860 hatte nämlich die Stadtgemeinde Karlsruhe die Konzeſſion zum

Bau und Betrieb einer Eiſenbahn zwiſchen Karlsruhe und Maxau

erhalten . Nach Erbauung der ſog. ſtrategiſchen Bahn und der An —

lage des Rangierbahnhofes wurde der hieſige Hauptbahnhof vom

Güterverkehr eutlaſtet und der Stadtgemeinde der geſetzlichen Kon —

zeſſion zuwider unterſagt , auf ihrer Bahn zwiſchen Mühlburg und⸗

Hauptbahnhof Güterzüge zu führen . Der hierdurch der Stadt —

gemeinde zugefügte Schaden wurde im Jahre 1896 unter Zu⸗
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grundelegung des damaligen Verkehrs auf jährlich 120000 bis

130000 Mk . geſchätzt, ein Betrag , der bei 3½ igem Zinsfuß einem

Kapital von rund 3400000 bis 3700000 Mk . entſpricht . Die

ſpätere Zunahme des Verkehrs hätte den Schaden felbſtverſtändlich

entſprechend höher erſcheinen laſſen . Aus Rechts - und Billigkeits⸗

gründen erhob darum die Stadtgemeinde Anſpruch auf Vergütung ,

welche ihr denn auch ſeitens der Regierung in Form eines Zu⸗

ſchuſſes zu den Koſten des Rheinhafens im Betrag von 1500000 Mk .

zugeſagt wurde . Durch die von der ſtrategiſchen Bahn der ſtädtiſchen

Maxauer Bahn bereitete Konkurrenz war letztere auch hinſichtlich des

Erträgniſſes der Strecke Mühlburg - Maxau , auf welcher Güterzüge

noch verkehren durften , ſchwer geſchädigt . Ein Rechtsanſpruch auf

Erſatz dieſes Schadens beſtand nicht, wohl aber erkannte die Re —

gierung einen Billigkeitsanſpruch an , dem ſie gleichfalls in Form

eines Zuſchuſſes zu den Hafenbaukoſten zu genügen beabſichtigte .
Die zweite Kammer der Landſtände lehnte jedoch die Bewilligung
der bezüglichen Abfindung im Betrag von 500000 Mk . ab . Durch

eine Anlage des Karlsruher Hafens kam aber die dem Staate ob —

liegende Unterhaltung des Maxauer Hafens in Wegfall . Der Kapital⸗
wert der bezüglichen Leiſtung des Staates wurde auf 500000 Mk .

geſchätzt und dieſer Betrag der Stadt als weiterer Zuſchuß zu den

Baukoſten des Hafens bewilligt . Von dem geſamten Staatszuſchuß
mit 2000000 Mk . war demnach der Betrag von 1500000 Mk .

als Entſchädigung für einen ſeitens des Staates der Stadtgemeinde

zugefügten Schaden eingeſetzt und der Betrag von 500 000 Mk . als

Vergütung dafür , daß die Stadt dem Staat eine entſprechende Ver —

pflichtung abnahm . Nach der Vereinbarung wurde ferner beſtimmt ,

daß die Erhaltung des Fahrwaſſers im Hafenbecken und Kanal ein⸗

ſchließlich des Aufeiſens auf Koſten der Stadt beſorgt und die Aus —

mündung des Kanals innerhalb der Uferlinie und die damit zu —

ſammenhängenden Arbeiten am Rheinufer auf Rechnung der Ge —

meinde hergeſtellt und unterhalten werden ſollten . Die Großh .

Regierung hatte beabſichtigt , dieſe Koſten auf die Staatskaſſe

zu übernehmen , hatte aber hierzu nicht die Zuſtimmung der Land⸗

ſtände gefunden . Das für den Hafen erforderliche Gelände —

1291326 àm —, ſoweit es Eigentum der Gemeinden Bulach und

Daxlanden war ( nur 8811 qm waren im Beſitz von Privaten ) ,
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wurde mittels Zwangsenteignung erworben , das Privateigentum auf
Grund gütlicher Vereinbarung zum Preiſe von 6102 Mk . und

etlichen Pfennig . Nach dem Urteil des Großh . Ländgerichts Karls —

ruhe vom 9. April 1900 mußte die Stadt an die Gemeinde Bulach
für 458 814 qm 329383,88 Mk. , an die Gemeinde Daxlanden für
823 701 qm 500099,59 Mk . zahlen . Da der Stichkanal die Ge —

markung Daxlanden in zwei Teile trennte , wurde deshalb der Stadt

zur Auflage gemacht , dieſer Gemeinde für die Erſchwerung ihres
Landwirtſchaftsbetriebs eine Geldentſchädigung von 50000 Mk . zu

zahlen , eine Fähre im Stichkanal zu erſtellen und zu betreiben und

verſchiedene neue Wegverbindungen herzuſtellen . Die Geländekoſten
beliefen ſich alſo im ganzen auf 927693,25 Mk . Die ganze Hafen —
anlage wurde auf 6139 675,90 Mk . berechnet . Hiervon mußte die

Stadt 5846 674,90 Mk . bezahlen und die Staatseiſenbahnbehörde
293000 Mk . Zieht man nun von dem der Stadt zufallenden
Koſtenbetrag die 2 Millionen ab, die der Staat zugeſchoſſen hatte ,
ſo bleibt für die Stadt ein Aufwand von 3846674,90 Mk . Der

Bau des Hafens wurde im September 1898 begonnen . Die Bau —

unternehmung war im Auguſt des genannten Jahres der Frankfurter
Firma Philipp Holzmann & Co. , die ſich verpflichtet hatte , bis

1. Juli 1900 den Hafen fertigzuſtellen , übertragen worden . Die

genaue Beſchreibung der Hafenanlagen , der Hochbauten und maſchinellen
Anlagen des Hafengebiets wurde von den berufenen Behörden und

Dienſtſtellen ausgearbeitet . Es iſt dies die im Eröffnungsjahr 1902

erſchienene Schrift „ Rheinhafen Karlsruhe “, auf die wir hier gleich —
zeitig verweiſen wollen .

Poſt , Telegraph , Telephon .
Vom 1. Januar 1875 an ward die Taxe für Stadtpoſtbriefe

bis auf weiteres auf 3 Pfennig feſtgeſetzt . Für alle übrigen Sen —

dungen im Stadtverkehr ſowie für alle Verſendungen im Landbezirk
der Aufgabepoſtanſtalt galten die Taxen , welche durch die vom deutſchen
Reichskanzler am 18 . des genannten Monats erlaſſene Poſtordnung
feſtgeſetzt worden waren . Vom 1. Juli desſelben Jahres an jedoch war

die Taxe für Stadtpoſtbriefe auf 5 Pfennig erhöht . Am 1. Januar 1876

ging die Verſchmelzung des Reichspoſt⸗ und Telegraphenweſens vor

ſich. Dadurch wurde die bisher beſtandene Kaiſerliche Oberpoſtdirektion
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aufgelöſt ; deren Geſchäfte wurden den Kaiſerlichen Oberpoſtdirektionen
in Karlsruhe und Konſtanz übertragen . Der Wirkungskreis der hieſigen
Oberpoſtdirektion umfaßte daher ſeit dem 1. Januar nicht allein
die Verwaltung des Reichspoſtweſens , ſondern auch die des Reichs—⸗
telegraphenweſens in denjenigen Teilen Badens , welche nach
Maßgabe der bisherigen poſtaliſchen Einteilung zum Oberpoſtdirektions⸗
bezirk Karlsruhe gehörten . Im September 1877 wurde in den

Dienſträumen des Kaiſerl . Telegraphenamtes eine Verbindung durch
das Telephon hergeſtellt , welche in der Zeit vom 10 . bis 15 . des

genannten Monats täglich von 10 —12 Uhr vormittags von jeder⸗
mann unter Entgegennahme etwa gewünſchter Belehrung ꝛe. beſichtigt
werden konnte . Die erſten Verſuche dieſer neuen Erfindung wurden
in der Offentlichkeit ſowie in der Preſſe lebhaft beſprochen . Gleich —
zeitig mit der obengenannten Aufſtellung eines Telephons wurde eine

ſolche vonſeiten des Hofmechanikers Sickler betrieben . Erſt im Feb⸗
ruar 1883 ſprach auf eine Anfrage der Handelskammer , die die Ein —

führung der Telephonleitung in Karlsruhe eifrigſt erſtrebte , der Ober —

poſtdirektor ſeine Bereitwilligkeit zur Förderung des Unternehmens
aus . Am 1. Oktober wurde der Bau der hieſigen Stadtfern —
ſprechanſtalt auf dem weſtlichſten Punkte , in Mühlburg , begonnen .
Die erſten Abonnenten meldeten ſich Mitte November . Es waren

der Fabrikant Rud . Ellſtädter und der Bierbrauereibeſitzer S . Moninger .
Zum Anſchluß an das allgemeine Fernſprechnetz meldeten ſich alsbald

23 Teilnehmer mit 34 Sprechſtellen an . Ende November teilte die

Kaiſerl . Oberpoſtdirektion den Entwurf eines Vertrags wegen Her⸗
ſtellung einer Fernſprechanlage für die Karlsruher Stadtgemeinde dem

Stadtrate , der ſich mit dem Entwurfe einverſtanden erklärte , mit .

Mitte Juli 1885 wurde in Verbindung mit der Renovierung des

Bahnhofgebäudes ein beſonderes Bahnhofpoſtamt fertiggeſtellt .
In demſelben wurden eine kleine Schalterhalle mit Bureauräumlich⸗
keiten , größere Expeditionslokale am Bahnperron und ein geräumiger
Packhof mit Wagenremiſen vorgeſehen . Außer dieſem im Laufe des

genannten Jahres am Oſtende des Bahnhofes neu errichteten Poſt —
gebäude ( Poſtamt II ) vermittelten 3 Amter den Verkehr der Stadt .

Im ganzen waren bei demſelben 157 Arbeitskräfte tätig , bei dem

Telegraphenamt 54 . Die Verkehrsziffern weiſen gegenüber den früheren
Jahren eine nicht unbeträchtliche Zunahme in dieſem Jahre auf. Im
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Fernſprechverkehr blieb Karlsruhe im Vergleich zu andern Städten ,

beſonders zu Mannheim , zurück. Die Telephoneinrichtungen zählten
39 Teilnehmer mit 56 Fernſprechſtellen und 9 Private mit beſon —

deren Fernſprechanlagen . Beſonders bemerklich war die bedeutende

Steigerung im Neujahrsverkehr . Die Sitte des Austauſches

von Glückwunſchkarten erfaßte immer breitere Volksſchichten . Schon

der Abſatz in Freimarken kann ein Bild davon geben. In der Zeit

vom 27 . Dezember bis 31 . Dezember 1885 verkauften die hieſigen

Poſtämter , ausſchließlich Stadtteil Mühlburg , nicht weniger als

244 500 Stück , 13 mehr als im vorangehenden Jahr . In 2 Tagen ,

vom 31 . Dezember bis 2. Januar mittags gingen hier 214 800 Briefe

zur Beſtellung und Abholung ein , darunter 95 400 Stadtbriefe , gegen —

über 188 000 Briefen einſchließlich 77000 Stadtbriefen im Vorjahr .

Das Perſonal zur Bearbeitung und Beſtellung dieſer Briefmaſſen

ſowie zur Behandlung der aufgegebenen Briefe war von 52 auf 139

Köpfe verſtärkt worden . Zu Beginn des Jahres 1886 wurde die an

den Sonntagen und geſetzlichen Feiertagen um 12 Uhr 45 ,

beginnende Briefbeſtellung abgeſchafft , da ſich, entgegen der durch die

allmählige Einſchränkung des Poſtdienſtes an dieſen Tagen geſchaffenen

allgemeinen Norm , der Beſtelldienſt oft bis mittags 3 Uhr hinzog .

Auch dieſes Jahr hatte eine beträchtliche Zunahme gegenüber dem

vorangehenden in faſt allen Teilen zu verzeichnen . Mit dem

23 . Oktober 1886 trat auch eine Privatbriefbeförderung

durch Anſelm & Co. , deren Bureau Ecke der Blumen - und Bürger —

ſtraße war , ins Leben . Der geſchloſſene Brief wurde zu 3, die Mit⸗

teilungskarte zu 2, Druckſachen zu 1 Pfennig befördert . Der Betrieb

wurde mit 6 Mann eröffnet , ſtieg aber gegen Weihnachten und Neu⸗

jahr ſo, daß um letztere Zeit 23 Leute im Dienſte ſtanden . Bis zum

1. Januar 1887 wurden 16000 Stück Briefmarken zu 3, 15000 Stück

zu 2 Pfennig verkauft und außerdem eine geringe Anzahl von Packeten

befördert . Ein zweites , gleichzeitig von Reinhardt gegründetes Unter —

nehmen ging ſpäter in den Beſitz des Kaufmanns Zentner über und .

wurde im Januar 1887 mit dem Anſelmſchen Geſchäfte verſchmolzen .

Das Jahr 1887 wies eine geringere Stückzahl der ausgelieferten

Briefe auf . Dafür iſt der Grund darin zu ſuchen, daß in dem be —

treffenden Ermittelungszeitraum weniger Druckſachen zur Auslieferung —

kamen , als dies gewöhnlich der Fall war . Trotz der offenſichtlich
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erheblichen Steigerung im Fernſprechverkehr blieb Karlsruhe
dennoch wiederum weit hinter anderen Städten zurück. Während
3. B . die Zahl der bei der Fernſprechvermittelungsſtelle des Tele⸗

graphenamts dahier hergeſtellten Verbindungen von 26000 (täglich 72 )
auf 33 844 (täglich 93 ) ſtieg , fand in Mannheim eine Steigerung
von 1142 300 (täglich 3 130 ) auf 1918 911 Verbindungen ( täg⸗
lich 5 257 ) ſtatt . Die Fernſprecheinrichtung zählte 1887 59 Teil —

nehmer mit 76 Stellen und 16 Private mit beſonderen Sprechanlagen
( 75 Stellen ) . Die Gemeindebehörde ſelbſt verkehrte mit 43 Stellen

von der Zentralſtelle im Rathauſe aus . Gegen das Vorjahr war die

Steigerung des Neujahrsverkehrs wiederum eine ſehr beträchtliche ;
dieſelbe berechnete ſich auf nahezu 20 . In dieſem Jahre wurden

5 365 594 Briefe aufgegeben und waren 6015 401 eingegangen .
Packete ohne Wertangabe gelangten 348 691 Stück , Briefe und Packete
mit Wertangabe 370506 Stück zur Aufgabe . Eingegangen waren in

Karlsruhe 342 895 Packete ohne Wertangabe , ſowie 58 812 Briefe und

Packete mit Wertangabe . Poſtnachnahmeſendungen wurden 54548

im Geſamtnachnahmebetrag von 310622 Mk . aufgegeben und 23 901

mit einem Nachnahmewert von 244106 Mk . gingen ein . Auf
196840 Poſtanweiſungen wurde die Summe von 12 478 575 Mk .

eingezahlt , während 246273 Poſtanweiſungen im Werte von

15311005 Mk eingeliefert wurden . Telegramme wurden nach dem

Inlande 57 575 und nach dem Auslande 18821 aufgegeben . Die

Ziffer der in Karlsruhe angekommenen Depeſchen betrug 87 258 . Die

genannten Zahlen mögen für den umfangreichen Poſtverkehr ſprechen .
Die folgenden Jahre erreichten fortwährend größere Zahlen . Der

konſtant anwachſende Verkehr erforderte in der Betriebseinrichtung
manche Verbeſſerung . 1889 kamen folgende zur Ausführung : Beim

Poſtamt 1 (Friedrichsplatz ) Beſchleunigung der Briefbeſtellung durch
Einſtellung von 3, ſpäter 5 Sortierbriefträgern , Einrichtung eines

5. Packettransportes vom Bahnhofe nach dem Stadtpoſtamt , ſowie
Vermehrung der amtlichen Verkaufsſtellen für Poſtwertzeichen um 3 ;
beim Poſtamt II ( Bahnhof ) Vermehrung des Unterbeamtenperſonals
von 42 auf 45 Perſonen , endlich eine Landbeſtelleinrichtung ( Karlsruhe —

Mühlburg ) , Einführung der Landbeſtellung nach den Ziegeleien . Die

Stadtfernſprechanlage erfuhr eine Erweiterung von 63 Sprechſtellen
für 58 neue Teilnehmer , ſo daß am Ende des Jahres 1889 157 Sprech⸗
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ſtellen mit 129 Teilnehmern beſtanden . Im Jahre 1890 erfuhren
die örtlichen Betriebseinrichtungen folgende Verbeſſerung :
beim Poſtamt J die Einrichtung einer beſonderen Packetausgabe und

Ingebrauchnahme größerer Räume für das Beſtellgeſchäft , ferner die

Vermehrung der amtlichen Verkaufsſtellen für Poſtwertzeichen von 26

auf 27 , beim Poſtamt II die Einſtellung eines weiteren Packetbeſtell —

wagens , des 9. bei der I. , bezw. des 5. bei der II . und III . Be⸗

ſtellung für die Zeit des ſtärkeren Packetverkehrs . Die Verbeſſerung
in den Telegrapheneinrichtungen erſtreckten ſich auf die

Herſtellung einer neuen oberirdiſchen Leitung nach Frankfurt a. M .

zum Betrieb mit Hughes - Apparaten , die Inbetriebnahme einer neuen

unterirdiſchen Leitung für den Verkehr mit Frankfurt a. M. , Darm —

ſtadt , Mannheim , Heidelberg und Stuttgart , die Erweiterung der

Fernſprechanlage um 13 Sprechſtellen , die Herſtellung von 9 beſon —
deren Fernſprechanlagen für Private und Behörden , ſowie endlich auch
die Abwechslung der noch vorhanden geweſenen gewöhnlichen Fern —

ſprechſyſteme gegen Mikrophonſyſteme und die Ausrüſtung der meiſten

Sprechſtellen mit 2 Fernhörern . 1891 wurde eine direkte telegraphiſche

Verbindung mit Nürnberg hergeſtellt . Die Stadtfernſprecheinrichtung
wurde um 32 neue Anſchlüſſe erweitert , 1892 geſchah die Herſtellung
einer direkten Telegraphenverbindung mit Pforzheim und Wildbad ,

ferner einer weiteren direkten Verbindung mit Heidelberg . Zur Be —

ſchleunigung des Telegrammverkehrs zwiſchen dem Telegraphenamt ,
dem Poſtamt II und den Eiſenbahntelegraphen wurde eine neue Bahn —

hofsverbindungsleitung gelegt , ferner wurde Karlsruhe in eine neue

unterirdiſche Leitung von Metz über Straßburg —Stuttgart - Nürn —

berg —München eingeſchaltet . Im genannten Jahre erhielt die Stadt —

fernſprecheinrichtung 40 neue Anſchlüſſe . Die Poſtverkehrs —⸗

ziffern wieſen in dieſem Jahre wiederum eine recht bedeutende Zu —

nahme auf. 1893 wurde im Telegraphengebäude eine öffentliche

Fernſprechſtelle eingerichtet , ferner ein Fernſprechbetrieb zwiſchen

Durlach , Ettlingen und Karlsruhe einerſeits und Frankfurt , Mann —

heim und Pforzheim andererſeits eingeführt . Die um 40 Sprech —

ſtellen erweiterte Stadtfernſprechanlage hatte 265 Teilnehmer im

Jahre 1893 , 300 1894 , 353 1895 , 396 Teilnehmer 1896 .

1894 wurden die Telegrapheneinrichtungen inſofern verbeſſert , als der

Fernſprechverkehr mit den Orten Heidelberg , Bruchſal , Offenbach a. M .
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Hanau , Mainz , Kaſtel a. Rh. , Bockenheim und mit ſämtlichen an
das Fernſprechnetz Württembergs angeſchloſſenen Anſtalten erweitert

wurde . Im März des genannten Jahres wurde wiederum eine Karls —

ruher Privatſtadtbriefbeſtellung errichtet . Das Porto ſür
Briefe und Karten war für dieſelbe auf 2 Pfennig feſtgeſetzt . Bei

ihrer Eröffnung zählte dieſe Privatſtadtpoſt 50 Verkaufsſtellen von

Wertzeichen und 36 (gelbe) Briefkaſten in den verſchiedenen Gegenden
der Stadt . 1898 beſtand das mit der Bearbeitung der Brief —
ſendungen der Reichspoſt betraute Perſonal aus 98 Beamten und

174 Unterbeamten . Zur Abwickelung des Neujahrbriefver —
kehrs , der Jahr für Jahr größer wurde , war dasſelbe auf 124

Beamte und 284 Unterbeamte verſtärkt . 1899 wurden vom 27 . bis

31 . Dezember 611254 Stück Freimarken , Poſtkarten und Kartenbriefe
verkauft . An Briefſendungen gingen in der Zeit vom 31 . Dezember
mittags bis 2. Januar mittags zu Beſtellung durch die Briefträger
(alſo ohne die zur Abholung gelangten ) 560 907 Stück ein , darunter

106 468 Stadtbrieffſendungen . Für das Jahr 1900 über den Poſt - und

Telegraphenverkehr nähere Angaben zur Vergleichung mit den für das

Jahr 1887 angegebenen zu machen, iſt zur Beleuchtung des gewal —
tigen Verkehrsaufſchwungs der Stadt nicht unintereſſant . An Brief —
und Packetſendungen gingen ab ohne Wertangabe 506 407 Stück ,
mit Wertangabe ( im Werte von 118 210086 Mk. ) 52 115 Stück , ohne
Wertangabe kamen an 655 888 Stück , mit Wertangabe ( im Werte von

127 482 031 Mk. ) 51257 Stück . Nachnahmeſendungen gingen ab

94729 Stück ( Wert 1219333 Mk. ) , kamen an 93 703 Stück ( Wert
1657070 Mk. Poſtaufträge gingen ab 31616 Stück , kamen an

16 888 Stück . Betrag der angekommenen Poſtaufträge 1 926 800 Mk .

Poſtanweiſungen gingen ab 474063 Stück ( Betrag 31298 884 Mk. ) ,
kamen an 584071 Stück ( Betrag 41051381 Mk) . Telegramme
gingen ab : inländiſche 122 531 Stück , ausländiſche 45 633 Stück ,
kamen an : inländiſche und ausländiſche 157970 Stück . In den

Tagen vom 16 . bis 18 . Oktober 1900 wurde der Betrieb der Ober —

poſtdirektion , der Oberpoſtkaſſe , des Poſtamtes J und des Telegraphen⸗
amtes aus den bisherigen Dienſträumen am Friedrichplatz , in der Ritter⸗

ſtraße und der Herrenſtraße in das neuerbaute Reichspoſtgebäude
auf der Kaiſerſtraße ( Nr. 217 ) verlegt . Gleichzeitig damit ſiedelte
das Poſtamt III von der Sofienſtraße ( Nr . 43 ) nach der Wald⸗



hornſtraße ( Nr. 21) über . Am 18 . fand um die Mittagsſtunde im

Briefſchalterraum des neuen Hauptgebäudes die feierliche Eröffnung

des letzteren ſtatt . An derſelben nahmen der Großherzog und Prinz

Mapn teil . Aus Berlin war der Staatsſekretär des Reichspoſtamtes

von Podbielski erſchienen . Außerdem wohnten die Beamten der Ober —

poſtdirektion , Vertreter der Staats - und Militärbehörden , der Geiſt⸗

lichkeit, der Handelskammer und zahlreiche Korporationen und Vereine

der Feier bei . Aus Anlaß dieſer Feier war eine Feſtſchrift erſchienen ,
deren erſter Teil eine Darſtellung der Entwickelung des Poſtweſens
in unſerer Stadt ſeit dem Jahre 1715 aus der Feder des Ober —

poſtdirektors Heß brachte , während der zweite Teil eine von dem

Regierungsbaumeiſter Walter verfaßte ausführliche , durch Bilder er —

läuterte Beſchreibung des in den Jahren 1897 bis 1900 aufgeführten

Poſtneubaues enthält . Kurz vor der Überſiedelung der Oberpoſt⸗
direktion in das neue Heim war deren langjähriger Vorſtand , der

eben erwähnte Oberpoſtdirektor , Geheimer Oberpoſtrat Joh . Friedr .

Heß , in den Ruheſtand getreten , nachdem er 22 Jahre an der Spitze

des Oberpoſtdirektionsbezirks Karlsruhe geſtanden und zu Beginn des

Jahres 1900 , unter reger Anteilnahme der ihm unterſtellten Beamten ,

wie auch weiterer Kreiſe der Bevölkerung , ſein 50jähriges Dienſt —

jubiläum gefeiert hatte .

Handel , Induſtrie und Gewerbe .

Wie in andern Städten , ſo war auch in Karlsruhe im Jahre
1875 eine allgemein fühlbare Arbeitsſtockung zu bemerken , ſo daß in

einigen größeren Fabriken eine teilweiſe Reduktion der Arbeitszeit

und Arbeitskräfte ſtattfinden mußte . Die Haupturſache dieſer Lähmung
im Handel und Gewerbe war in der Überproduktion der letzten Jahre
und in dem Ruin ſo vieler ſchwindelhaften Unternehmungen zu ſuchen.

Durch die ſchnelle Abzahlung der franzöſiſchen Milliarden an das

Deutſche Reich und der damit verbundenen Überſchwemmung des

deutſchen Geldmarktes war ferner auch der leichtſinnigen Spekulation
Tür und Tor geöffnet worden . Die Folge davon war das Empor —

blühen von Handel und Gewerbe und das durch die Freizügigkeit

noch beſonders geförderte Wachstum der Städte , aber auch die
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